
Bundessozialgerichtq’ I m N a m e n d e s V o 1 k e s
£2:.3-1215-BK.ESL/2.1; ‘ ‘ ‚ .

Zugestellt am
16° März 1975

Urteil—“

in dem Rechtsstreit

o.cooeßooooooo°ooonoooouoooa°eoboooooo°oooooo:

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:.„.„„„‚.‚.„oo„„„o„„„c„

g e g e n

Bo..oovoooo°ßocoonoaoooooooo°ooooo.uoooooaooo

Beklagte und Revisionsbeklagte,

39.1.5919_d8_n63.rl)

Dooobouonooav.uoooouoooeooovocbDooonaononoo:

2)
°oOooocoeooooßoooooo—e nnnnn oocoooooe.;oooo‚oo.

})

ecoeooooooeovnoöo°°ooooooo°°oooooao°ao-oo‚oo-.-'

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat eher-

mündliche Verhandlung am 2° März 1973 durch ;
Vorsitzenden Richter Dr° H a u g ‚

die Right:
G e y s e‚r und B u r g e r und die ehren«
amtlichen Richter H a u s e n, und

S-c h ö n_£ e l @

für Recht erkannt:

Die Revisi0n des Klägers gegen das Urteil des

Landesscziälgerichts Nordrhein—Westfalen vom
19° August 1971 wird zurückgewiesen°

Außergerichtlichee Kosten des Revisionsver—

fahrens sind nicht zuerstatten°
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob für den Kläger
als geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Beigeladenen ’

zu 1) —Spar—und Kreditbank eingetragene Genossenschaft

mit beschränkter Haftpflicht — vom l° Januar 1968 an Ver—'

sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung und vomi

l° Juli 1969 an Beitragspflicht in der Arbeitslosenver—_ „

sicherung besteht° ‘*‘

Der 1928 geborene Kläger war seit 110 Juli 1965 als Ge—

schäftsführer der Beigeladenen zu 1) tätig° Die Rechte und

Pflichten des Klägers wurden im Diensttertrag vom 51° März

1965 geregelt° In dem Vertrag heißt es ua, der Kläger-sei

verpflichtet, die Geschäfte der Bank mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns_zu führen; er habe dabei die gesetz—

lichen Bestimmungen, die Vorschriften der Satzung, der Ge—

schäftsordnung und der Dienstanweisung, die Beschlüsse der'

Generalversammlung sowie.die Weisungen des Vorstandes ge—

wissenhaft zu beachten, In dem Vertrag sind ferner-Pflichte1

des Geschäftsführers festgelegt, welche die Buch— und
Kassenführung, den laufenden Geschäftsverkehr, die_Kredit—

gewährung und die Personalführung betreffen, wobei die ‘

Einschränkung gemacht wurde, daß Einstellungen von Personal

durch den Vorstand zu erfolgenhaben° Außerdem heißt es in

dem Vertrag, der Geschäftsführer habe der Genossenschafte—

bank seine volle Arbeitskraft zu widmen; er erhalte ein

Nonatsgehalt von 1500,-—DM brutto und einen Jahresurlaub

von 24 Werktagen° Durch Beschluß der Geherälversammlungi

,
der Beigeladenen zu 1) vom 29° Juni 1964 wurde der Kläger

zum geschäftsführenden Vorstandsmitglied bestellt° In der

dessen Rechte und Pflichten regelnden "Vereinbarung" vom
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19° März 1969 sind im wesentlichen die schon im Dienstver—

trag vom 51° März 1965 festgelegten Pflichten des Klägers

wiederholt. Für seine Tätigkeit wurde eine monatliche Ver—

gütung von 2500,-—DM und ein jährlicher Erholungsurlaub

von 24 Wochentagen bestimmt.

Die Beklagte stellte die Versicherungstlicht in der An—
gestelltenversicherung (vom 1. Januar 1968 an) und die

Beitragspflicht in der Arbeitslosenversichérung (vom

l° Juli 1969 an) fest, weil der Kläger als Geschäftsführer

in einem Dienstverhältnis zu der Beigeladenen zu 1) stehe,

aus dem sich seine persönliche und wirtschaftliche Ab—

hängigkeit ergebe (Bescheid vom 8° Februar 1968, Wider—

spruchsbescheid vom 2° Dezember 1968, jeweils in der am
19° August 1971 geänderten Fassung)°

Klage und Berufung hatten
keinen

Erfolg Das
Landéssozial— 33_

gericht (LSG) wies die Berufung des Klägers
gegen das Urteil „

des Sozialgerichts (SG) vom 28 April 1970 zurück, weil

sich die Tätigkeit des Klägers als eine in die Organisation

der Beigeladenen zu 1) eingegliederte fremdbestimmte Dienst—

leistung darstelle (Urteil vom 19° August 1971)„

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt°

Er rügt eine Verletzung des materiellen Rechts° Das LSG

habe zu Unrecht angenommen, er sei als Angestellter in

leitender Stellung anzusehen° Vielmehr komme seine Rechts—
stellung unter Berücksichtigung aller wesentlichen Merkmale

der eines Arbeitgebers gleich„

Der Kläger beantragt sinngemäß, die Urteil des LSG Nordrhein—
Westfalen und des SG Aachen vom 19. August 1971 und 28° April

1970 sowie den Bescheid der Beklagten vom 80 Februar 1968

in der Gestalt des Widerspruchsbescheidee vom 2 Dezember

1968 aufzuheben°
.f__4_
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Die Beklagte und
die Beigéladene

zu 2) beantragen die

“Revi3ion zurückzuweisen.

Sie machen sich die Rechtsauffassung des LSG zu eigen; „

Die Beigeladene zu 1) ist im Revisionsverfahren nicht

vertreten.

Die Beigeladene zu 3) hat keinen Antrag gestellt°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs° 2

des Sozialgerichtsgesetzes -SGG—). '

11

Die durch Zulassung statthafte Revision ist nicht begründet

Ob der Kläger als geschäft3führendes Vorstandsmitglied der

Beigeladenen zu 1) in einem freien Dienstverhältnis oder

in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis steht, ist

nach dem Dienstvertrag unter Berücksichtigung der tat—

sächlichen Ausgestaltung seiner Tätigkeit zu beurteilen}

(vgl BSG 15, 196 201 und SozR Nr" 68 zu 5 165 der Reiche—

versicherungsordnung —RVO—) Dabei ist das für ein ab—
Vhängiges Beschäftigungsverhältnis wesentliche Merkmal der;

persönlichen Abhängigkeit des Beschäftigten gegenüber einem

Arbeitgeber (vgl. Urteil des erkennenden Senats vom

1.5.1972 in DAngVers_l972, 211 mit weiteren Nachweisen)'
dann nicht gegeben, wenn der Kläger nicht in die betriebk

liche Ordnung der Beigeladenen zu 1) eingegliedert ist und

seine Tätigkeit frei gestalten sowie seine Arbeitszeit

frei bestimmen kann° Diese Voraussetzungen für eine selb—

ständige Tätigkeit hat das Bundessozialger10ht (BSG) unter
!_5.. >
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Heranziehung des in 5 84 Abs° l satz 2 des Handelsgesetz_yifg_„„

buches (HGB) enthaltenen allgemeinen Rechtsgedankens 'rgf

wiederholt ausgesprochen (vgl„ BSG 13, 196, 201; 19, 265,

269)° Sie sind indes für die Tätigkeit des Klägers bei der
Beigeladenen zu 1) vom LSG mit zutreffenden Gründen ver—

neint worden°

Eine freie Bestimmung der Arbeitszeit hätte hier nur dann

vorgelegen, wenn der Kläger ohne Mindestarbeitszeit—und be—

stimmtes Arbeitspensum tätig geworden wäre (vgl° Urteil des .?*c9

erkennenden Sénatsqybm 1.5.1972 aaO unter Hinweis auf

Baumbach—Duden, HGB, 19‚ Aufl„ Anm° 5 B zu 5 84), Nach

den für das Revisionsgericht gemäß 5 165 SGG bindenden Fest— %“,

stellungen des LSG wird indes die Arbeitskraft des Klägers

durch den Kreis der ihm durch die Verträge vom März 1965

und 1969, die Satzung und die Dienstanweisüng der Beige—
ladenen zu 1) zugewiesenen Aufgaben derart beansprucht, daß

in der Regel seine Anwesenheit während der üblichen täg—

lichen Dienststunden in der Bank geboten ist‚ Da diese für

eine abhängige Beschäftigung des Klägers sprechenden Fest—
stellungen des LSG auf den eigenen Angaben des Klägers in

der mündlichen Verhandlung vor dem LSG beruhen, ist nicht
.ersichtlich, inwiefern sich aus den damaligen Erklärungen

des Klägers —wie die Revision ohne nähere Begründung.méiht
-

das Gegenteil ergeben sollte° Überdies hat das LSG die grund—

sätzliche Anwesenheitspflicht des Klägers im Betrieb der
Beigeladenen zu 1) während der täglichen üblichen Dienst—

zeit auch ohne Rechtsfehler der Regelung in 5 6 des Ver—
trages vom März 1969 entnommen, wonach der Kläger den
Erholungsurlaub mit seinem Stellvertreter so abzustimmen

hat, daß niemals beide (gleichzeitig) dem Betrieb fern—
bleiben, ' —

;
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Nach den weiteren, von der Revision nicht angegriffenén

Feststellungen des LSG stellt der Kläger seine volle
‚Arbeitskraft ohne jedes eigene Unternehmerrisiko der

Bei—

geladenen zu 1) zur Verfügung (vgl° hierzu Urteil des
erkennenden Senats vom 1 5 1972 aaO) und erhält hierfür

ein festes monatliches Gehalt sowie einen bezahlten Jahres

urlaub. Seine Arbeitsleistung erweist sich demnach als

fremdbestimmt° Schließlich hat das LSG auch ohne Rechts—
_fehler festgestellt, daß der Kläger in der Gestaltung der

geschäftlichen Angelegenheiten nicht völlig frei und in

die betriebliche Ordnung der Beigeladenen zu 1) funktions—

gerecht eingegliedert war" Dies ergibt sich bereits aus

den @@2, 5 der Verträge vom März 1965 und 1969, wonach_
der Kläger bei der Führung der Geschäfte der Genossen— '

schaft die Vorschriften der Satzung, der Geschäftsordnung,

der Dienstanweisung, die Beschlüsse der Organe sowie die

Weisungen des Vorstandes zu beachten hat und Kredite — vor

näher bezeichneten Ausnahmen abgesehen — erst nach Ge«

nehmigung durch die zuständigen Verwaltungsorgane der “
Genossenschaft gewähren darf Auch wenn der Kläger im

übrigen als geschäftsführendes Vorstandsmitglied das

Direktionsrecht der Beigeladenen zu 1), einer juristischen

Person (vgl 5 17 Genossenschaftsgesetz —GenG—), als

Arbeitgeber gegenüber den Arbeitnehmern ausübt und dabei

von Weisungen weitgehend unabhängig ist (vgl° @@24 ff
GenG), steht dieser Umstand „ wie das BSG gerade im Falle

des Vorstandsvorsitzenden einer eingetragenen Genossen—

schaft entschieden hat (BSG 16, 75, 74) — der Annahme

eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses nicht ent—
>

gegen. Aus der Weisungsfreien Gestaltung einer fremd—

.bestimmten Arbeit könnte naCh.der RechtsPrechung des er—
kennenden Senats für sich allein eine selbständige, ver—

sicherungsfreie Tätigkeit ohnehin nicht hergeleitet werden,

_ 7 _
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wenn —
wie hier — infolge Eingliederung des Dienstleistenden'

in den Betrieb eines Unternehmens eine funktionsgerechte,

dienende Teilhabe am Arbeitsprozeß zu bejahen ist (vgl°

Urteil des erkennenden Senats vom 27.9.1972 in SozR Nr.?

zu 5 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG—mit

weiteren Nachweisen)„.

Die gegenteilige Auffassung der Revision kann nicht darauf
gestützt werden, daß der Kläger nach den vertraglichen Ver—

.
einbarungen die Geschäfte der Genossenschaft mit der Sorg—,gj'

falt eines ordentlichen Kaufmannes zu führen hat° Zutreffend‘*

hat das LSG hieraus nicht auf eine unabhängige Tätigkeit ge—üf

schlossen, zumal der Kläger —
anders als ein selbständiger 3

Kaufmann — kein eigenes Kapital_einzusetzen braucht° Im —„

übrigen kann es für die rechtliche Beurteilung der Ver—

sicherungspflicht —wie der Senat im Urteil vom l° März

1972 aaO bereits ausgeführt hat — nicht auf die von den-

Vertragsparteien gewählten Bezeichnungen (hier: Kaufmann),

sondern nur auf die tatsächliche Ausführung der beruflichen

Tätigkeit und die für sie maßgeblichen Verhältnisse ankommen°
Nach der tatsächlichen Ausgestaltung des Vertragsverhäl*— '

nisses ist der Kläger aber jedenfalls nicht als selbständiger

Kaufmann tätig° ‘ ' '

Entgegen der Ansicht der Revision kann aus der Tatsache,‘

daß der Kläger nach dem Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) nicht
als Arbeitnehmer behandelt wird (vgl„ 55 5 Abs„ 1 Satz 5a
22 Abs° 2 Nr° 1 ArbGG), nicht gefolgert werden, daß er
über diese spezielle Regelung hinaus auch im Sozialver—

r
sicherungsrecht nicht als abhängigéf Beschäftiéter anzue_

sehenist (ng BSG15, 196, 198)„3v1e1mehrhat?dasLSG
gerade aus der Gleichstellung eines Vorstandsm£tgliedes.Ü

‘einer eingetragenen-Genossenschaft mit einem se?bständigen_;

’ - 8";—
.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Arbeitgeber in anderen Rechtsbereichen zutreffend den Schluß
gezogen, daß —

mangels einer entsprechenden Gleichstellung

im Sozialversicherungsrecht - die Frage, ob zwischen dem

Kläger und der Beigeladenen zu 1) ein abhängiges Be—>
schäftigungsverhältnis im Sinne der SozialversicherungiÜ

besteht, allein nach den für die Sozialversicherung maß—
gebenden Grundsätzen zu beurteilen ist (ebenso BSG 19, 265,

269 mit weiteren Nachweisen). Schon deswegen geht auch der

Hinweis der Revision auf 5 l Abs° } a des 5‚ Vermögens-

bildungsgesetzes fehl. V ‘

Der Revision kann auch nicht in der Annahme gefolgt werden,

daß Organmitglieder mit Generalvollmacht oder Prokura

schlechthin versicherungsfrei seien° Das BSG hat im Gegen—
teil wiederholt entschieden, daß die Organstellung inner—'

halb einer juristischen Person des Privatrechts für sich

allein die Versicherungspflicht nicht ausschließt (vgl°

BSG 15, 196, 200; 16, 75, 74; 17, 15, 20; SozR Nr° 68 Zu

%165 RVG). ' '

Schließlich hat das LSG auch nicht — wie die Revision meint „
aus der für Vorstandsmitglieder von

Aktiengesellsehaften in

5 5 Abs° l‚a AVG getroffenen Ausnahmeregelung den Umkehr—

schluß gezogen, daß der Kläger als Vorstandsmitglied einer

eingetragenen Genossenschaft ohne weiteres Zu den ver—

sicherungspflichtigen Angestellten gehört° Es ist zu diesen

Ergebnis vielmehr ohne Rechtsfehler erst aufgrund einer
}]

Gesamtwertung der im einzelnen festgestellten Tätigkeiten

des Klägers gekommen°Das LSGhat lediglich —zu Recht — >

eine Gleichstellung des Klägers mit den von 5-3 Abs° 1 a
AVG erfaßten Personen verneint, bei welchen die Ange—y-'

stellteneigenschaft kraft Gesetzes-ausgeschlossen ist„ Inso—

weit hat das LSG zutreffend angenommen, daß kein Anhalt da—
ifür besteht, der Gesetzgeber habe bei der Einführung dieser

‚_ 9 _
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Ausnahmeregelung in das Angestelltenversicherungsgesetz
durch Art 1 5 2 Nr. 2 des Dritten Rentenversicherungs—

Änderungsgesetzes — 5 RVÄndG — Vom 28 Juli 1969 (BGBl I

956, 960) die Vorstandsmitglieder eingetragener Genossen—

schaften oder vergleichbare Organe anderer juristischer

Personen übersehen° Durch die der BT—Drucks„ V/4474 beige—

gebenen Begründung für diese Vorschrift wird vielmehr die

Annahme des LSG bestätigt. So heißt es im Schriftlichen

Bericht des 18„ Ausschusses für Sozialpolitik (Allga Teil,

Abschn° III 1 b, S° 7):
"Die CDU/CSU Fraktion hat einen Gesetzentwurf eingebracht,
nach dem Mitglieder eines zur ge3etzlichen Vertretung
berufenen Organe einer juro Person, das unter eigener
Verantwortung ein Unternehmen zu leiten hat, nicht als
Angestellte im Sinne des 5 5 des Angestelltenversicherungs —
gesetzes (AVG) anzusehen sind (Drucks° V/2880)
Der Ausschuß hat sich dahingehend geeinigt, daß Vor—
standsmitglieder von Aktiengesellschaften nicht zu den
Angestellten im Sinne des AVG zählen sollen"

Da hiernach die Ausnahmeregelung vom Gesetzgeber bewußt auf

'die Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften beschränkt

werden ist, braucht das LSG entgegen der Auffassung der

Revision nicht mehr darzulegen, welche wesentlichen Unter—

schiede zwischen den Vorstandsmitgliedern verschiedenery
juristischer Personen bestehen° Es kann offen bleiben, ob

die Revision Inituthreri.dieSbezüglichen Ausführungen auf

”das verfassungsmäßige Problem der Gleichbehandlung des

"Klägers mit den Vorstandsmitgliedern von Aktiengesell—
‘schaften hinweisen wollte (vgl hierzu auch die Kritik an

5 5 Abs° 1 a AVG bei Koch/Hartmann/v° Altrock/Fürst,

Kommentar zum AVG, Band IV, Anm° B III 1 zu 5 2, 8° V/48)o

Die Regelung in 5 5 Abs‚ 1 a AVG läßt jedenfalls keinen
5Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art 5 Abs, 1

des Grundgesetzes (GG) erkennen, weil die unterschiedliche

gesetzliche Behandlung von Vorstandsmitgliedern von Aktien—

gesellscha.rten im Vergleich zu Vorstandämitgliedern anderer

- 1Q -
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10..

' juristischer Personen nicht als willkürlich im Sinne der

ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

angesehen werden kann (vgl° hierzu Urteil des erkennenden

Senats vom 22‚4„1970 in BSG Bl, 156).
\

' Das LSGhat nach alledem zu Recht ein abhängigesäeechäi‘tiä
gungsverhältnis des Klägers bejaht (Angestellter in

leitender Stellung, @5 Abs., 1 Nr, 1 AVG); Dara'uf beruht
seine Versicherungspflicht bzwo Beitragspflicht im streiti—

”geh Zeitraum (5 2 Abs‚ 1 Nre 1 AVG i..“ihm° Art„ 1 5 2 Nr„ 1
Finanzänderungsgesetz 1967; 55 168 Abs° l, 169 Nro 1 a,
251 Arbeitsförderungsgesetz —AFG—)‚

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

